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1995/1997 (1. Jahrgang)

10. Aufgabe (Aufsichtsarbeit): „Geiz ist Trumpf“
I. El Condor

1. Unzulässigkeit einer umgehenden Verfassungsbeschwerde

§ 90 Abs. 2 BVerfGG

1Ist gegen die Verletzung der Rechtsweg zulässig, so kann die Verfassungsbeschwerde erst nach Erschöpfung des Rechtswegs erhoben werden. 2Das Bundesverfassungsgericht kann jedoch über eine vor Erschöpfung des Rechtswegs eingelegte Verfassungsbeschwerde sofort entscheiden, wenn sie von allgemeiner Bedeutung ist oder wenn dem Beschwerdeführer ein schwerer und unabwendbarer Nachteil entstünde, falls er zunächst auf den Rechtsweg verwiesen würde.

2. Begründetheit der Verfassungsbeschwerde

	Schutz-bereich
	Art. 11 Abs. 1 GG

„Alle Deutschen genießen Freizügigkeit im ganzen Bundesgebiet.“
Nur das Recht, innerhalb des Bundesgebiets an jedem Ort Aufenthalt und Wohnsitz zu nehmen.

Auch Einreisefreiheit für außerhalb des Bundesgebiets lebende Deutsche, nicht aber Ausreisefreiheit.

	Ergebnis
	Der Schutzbereich der Freizügigkeit ist nicht eröffnet.


	Schutz-bereich
	Art. 2 Abs. 1 Hs. 1 GG

„Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, ...“
Handlungsfreiheit im umfassenden Sinn („Recht auf freies Tun und Lassen“), also auch von Geiz beabsichtigte Reise ins Ausland.

	Eingriff
	Jede schutzbereichsverkürzende staatliche Maßnahme, also auch die Ablehnung der beantragten Verlängerung des Reisepasses.

	Verfassungsrechtliche Rechtfertigung
	Art. 2 Abs. 1 Hs. 2 GG

„... soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt.“

Schranke der verfassungsmäßigen Ordnung: alle Rechtsnormen, die formell und materiell verfassungsgemäß sind,

also auch § 7 Abs. 1 Nr. 5 PaßG.

Verstoß gegen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (als „Schranken-Schranke“) ist nicht ersichtlich.

	Ergebnis
	Verfassungsbeschwerde = unbegründet.


3. Verfassungsrechtliche Unzulässigkeit der Weisung

Eine solche Weisung würde gegen das Prinzip der Gewaltenteilung aus Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG verstoßen. Die Gewaltenteilung ist tragendes Organisations- und Funktionsprinzip eines demokratischen Rechtsstaats. Die politische Macht im Staat wird in Funktionsbereiche eingeteilt. Angestrebtes Ziel ist die Mäßigung und Begrenzung der Staatsgewalt durch gegenseitige Gewaltenkontrolle. in der Praxis existiert keine absolute Trennung, sondern es besteht ein System der Gewaltenverschränkung und Gewaltenbalancierung.

4. Verankerung eines Weisungsrechts im Grundgesetz

Dies wäre nicht möglich, da die in Art. 20 GG niedergelegten Grundsätze auch durch eine Verfassungsänderung nach Art. 79 Abs. 1 und 2 GG nicht geändert oder gar abgeschafft werden können (Art. 79 Abs. 3 GG, „Ewigkeitsklausel“). Dieses Änderungsverbot bezieht sich auch auf den in Art. 20 Abs. 2 Satz 2 GG festgelegten Grundsatz der Gewaltenteilung, der nach unserem Verständnis notwendig zu einem demokratischen Rechtsstaat gehört.

II. PROHUM e.V.

1. Beschwerdefähigkeit

Art. 19 Abs. 3 GG

Die Grundrechte gelten auch für inländische juristische Personen, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind.

2. Keine unmittelbare Drittwirkung der Grundrechte

Eine unmittelbare Drittwirkung der Grundrechte zwischen Privatpersonen würde wegen ständiger Grundrechtskollisionen zu weitgehenden Freiheitsbeschränkungen im Privatrechtsverkehr und damit zum Erliegen der Privatautonomie führen. Überdies zeigt der Umkehrschluss aus Art. 9 Abs. 3 Satz 2 GG, dass eine unmittelbare Geltung die Ausnahme bleiben muss, die Grundrechte im übrigen aber in erster Linie staatsgerichtete Abwehrrechte darstellen, wie dies auch in Art. 1 Abs. 3 GG zum Ausdruck kommt.

3. Mittelbare Drittwirkung

Die Grundrechte sind zwar primär Abwehrrechte gegen den Staat, der Grundrechtsabschnitt des Grundgesetzes ist jedoch zugleich als eine objektive Wertordnung aufzufassen, die als verfassungsrechtliche Grundentscheidung in alle Bereiche des Rechts hineinwirken soll. Dies muss insbesondere dann gelten, wenn aufgrund der Ausübung privater wirtschaftlicher Macht der Einzelne nicht mehr die gleichen Chancen zur Verfolgung und Durchsetzung seiner Interessen hat. Insofern muss auch unter Privaten die Einhaltung der durch die Grundrechte normierten Wertordnung gewährleistet sein. Deshalb ist eine mittelbare Drittwirkung der Grundrechte anzunehmen, und zwar in dem Sinne, dass sich die „Ausstrahlungswirkung“ der Grundrechte auf das bürgerliche Recht nur über bestimmte Einbruchstellen entfaltet. Als solche sind vor allem die für verfassungsrechtliche Wertungen offenen Generalklauseln und ausfüllungsbedürftigen unbestimmten Rechtsbegriffe zu nennen. § 823 BGB ist mit seinem Tatbestandsmerkmal „Rechtswidrigkeit“ eine solche Einbruchstelle, so dass der BGH bei seiner Entscheidung die Grundrechte der am Rechtsstreit beteiligten Privatpersonen Geiz und PROHUM e.V. zu beachten hatte.

4. Begründetheit einer Verfassungsbeschwerde

	Schutz-bereich
	Art. 5 Abs. 1 Satz 1 Hs. 1 GG

„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten“.
Meinung = alle Äußerungen, die durch Elemente der Stellungnahme, des Dafürhaltens oder Meinens geprägt sind, ohne dass es auf den Wert oder die Richtigkeit der Äußerung ankommt; also auch die (moralisch-politische) Kritik des PROHUM e.V.

	Eingriff
	Jede schutzbereichsverkürzende staatliche Maßnahme, also auch das Urteil des BGH, da durch die erfolgreiche Unterlassungsklage dem PROHUM e.V. die Verbreitung seiner Meinung unmöglich gemacht wird

	Verfassungsrechtliche

Rechtfertigung
	Art. 5 Abs. 2 GG

„Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre.“

§ 823 BGB = allgemeines Gesetz, da es sich weder gegen die Äußerung einer Meinung als solcher richtet noch eine Meinung per se verbietet, sondern ein anderes Rechtsgut schützen soll (nämlich das Recht des Geiz am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb, Art. 14 Abs. 1 GG).

Also umfassende Interessenabwägung unter Beachtung der Wechselwirkungslehre (d.h. Auslegung des Tatbestandsmerkmals „rechtswidrig“ in § 823 BGB unter Berücksichtigung des besonderen Wertgehalts der Meinungsfreiheit – Vermutung für die Zulassung der „freien Rede“).

BGH hat hier die hohe Bedeutung der Meinungsfreiheit verkannt, da auch der Boykottaufruf des PROHUM e.V. einen Beitrag zum geistigen Meinungsaustausch in einer die Öffentlichkeit berührenden Frage darstellt und auf wirtschaftliche Druckmittel verzichtet. Er ist deshalb nicht rechtswidrig i.S.d. § 823 BGB, so dass das Urteil des BGH die Meinungsfreiheit des PROHUM e.V. ohne verfassungsrechtliche Rechtfertigung einschränkt (a.A. vertretbar).

	Ergebnis
	Verfassungsbeschwerde = begründet (a.A. vertretbar).
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